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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Der in Erfüllung eines Postulats der SPK-NR erschienene Bericht zur gesamthaften
Prüfung der Problematik der Sans-Papiers evaluierte in erster Linie die Auswirkungen
der geltenden Sozialversicherungspflicht für die schätzungsweise 76'000 in der Schweiz
lebenden Sans-Papiers. Für Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus gilt in der
Schweiz die Pflicht, sich bestimmten Sozialversicherungen anzuschliessen, und das
Recht, entsprechende daraus erwachsende Leistungen zu beziehen. Da zum Anschluss
an die Krankenversicherung, die Unfallversicherung, die AHV, die IV, die
Erwerbsersatzordnung und die Familienzulagen in der Regel kein Nachweis des
rechtmässigen Aufenthalts erbracht werden muss, können sich Sans-Papiers diesen
Versicherungen anschliessen – dies im Unterschied zur Sozialhilfe, zu den
Ergänzungsleistungen und zur Arbeitslosenversicherung. In seinem Bericht kam der
Bundesrat zum Schluss, dass ein Ausschluss von Sans-Papiers von den
Sozialversicherungen verschiedenen völkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz,
insbesondere im Rahmen des UNO-Pakts I, der Kinderrechtskonvention und der EMRK,
zuwiderlaufen würde. Auch mit den in der Bundesverfassung festgehaltenen
Sozialzielen wäre ein solcher Ausschluss nicht vereinbar. Nicht zuletzt befürchtete der
Bundesrat bei einem Sozialversicherungsausschluss eine Umwälzung der Kosten auf die
Kantone und Gemeinden via die Nothilfe sowie einen stärkeren finanziellen Anreiz für
Arbeitgebende zur Beschäftigung von Sans-Papiers, da sie für diese keine
Sozialversicherungsbeiträge zu entrichten hätten. Aus diesen Gründen und nach
Prüfung möglicher Alternativen möchte der Bundesrat an der bisherigen Praxis
festhalten. Ebenso lehnte der Bundesrat in seinem Bericht Teilregularisierungen oder
kollektive Regularisierungen dieser Personengruppe ab. Auch hier verwies er auf die
geltenden Bestimmungen, die den föderalen Einheiten ausreichend Spielraum für die
Bewilligung von Härtefällen lassen würden. 1

BERICHT
DATUM: 21.12.2020
MARLÈNE GERBER

Im Rahmen der Beratungen zum Bericht über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahr 2020 schrieb der Nationalrat das Postulat der SPK-NR,
das eine gesamthafte Prüfung der Problematik der Sans-Papiers verlangte, in der
Sommersession 2021 nach Erscheinen eines entsprechenden Berichts in Erfüllung des
Vorstosses ab. 2

BERICHT
DATUM: 10.06.2021
MARLÈNE GERBER

Alterspolitik

Das vom Bundesamt für Statistik (BfS) erstellte Szenario zur Bevölkerungsentwicklung
zeigte auf, dass der Anteil Rentner an der Gesamtbevölkerung der Schweiz ab dem
damaligen Zeitpunkt bis 2035 von rund 17 auf 26 Prozent steigen könnte, was das
gegenwärtige Gesellschaftsmodell und die Finanzierung der Sozialversicherungen
höchstwahrscheinlich unter Druck setzen wird. 3

BERICHT
DATUM: 30.03.2011
ANITA KÄPPELI

Wie stark ist die finanzielle Belastung für die aktuellen und zukünftigen Generationen
durch aktuelle und geplante öffentliche Ausgaben sowie durch
Sozialversicherungsausgaben? Die Klärung dieser und ähnlicher Fragen verlangte ein
2019 überwiesenes Postulat Bertschy (glp, BE), dem der Bundesrat mit der
Aktualisierung der aus dem Jahr 2004 stammenden Generationenbilanz im Dezember
2021 nachkommen wollte. Der Bericht des Bundesrates, der auf einer von Ecoplan
durchgeführten Studie basierte, kam zum Schluss, dass die öffentlichen Finanzen
aufgrund der Alterung der Bevölkerung mittel- bis langfristig stark unter Druck geraten
werden. Geschuldet sei diese Entwicklung insbesondere den steigenden
Gesundheitsausgaben und den zunehmenden Ausgaben für die AHV und für andere
Institutionen der sozialen Sicherheit. «Um einen starken Anstieg der Schuldenquote zu
vermeiden, braucht es daher Reformen», folgerten der Bundesrat und das EFD in ihrer
Medienmitteilung. Nach Kenntnisnahme des Berichts zeigte sich die FK-NR gespalten.
Während einige Kommissionsmitglieder den durch den Bericht erlangten
Erkenntnisgewinn infrage stellten, waren andere Kommissionsmitglieder der Meinung,

BERICHT
DATUM: 10.12.2021
MARLÈNE GERBER
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der Bericht könne etwa für punktuelle Reformen im Sozialversicherungsbereich einen
Zusatznutzen bieten. 4

Im Rahmen der Beratungen des Berichts über Motionen und Postulate der
eidgenössischen Räte im Jahr 2021 schrieb der Nationalrat ein Postulat Bertschy (glp,
BE) zur Aktualisierung der aus dem Jahr 2004 stammenden Generationenbilanz
aufgrund des unterdessen erschienenen Berichts als erfüllt ab. 5

BERICHT
DATUM: 07.06.2022
MARLÈNE GERBER

Menschen mit Behinderungen

In seinem Bericht in Erfüllung eines Postulats Maret (mitte, VS) ortete der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der «Covid-19-Verordnung Erwerbsausfall».
Das Postulat hatte angeregt, auch Angehörigen von erwachsenen Personen mit einer
Behinderung einen Anspruch auf Entschädigung bei Erwerbsausfall zuzusprechen, wenn
diese ihrer Erwerbstätigkeit wegen wegfallender externer Betreuungsmöglichkeiten
während der Corona-Pandemie nicht nachgehen konnten. Die Auswertung von Daten
aus 22 Kantonen habe gezeigt, dass es nur in wenigen Kantonen zu Schliessungen von
Betreuungseinrichtungen für Personen mit Behinderungen gekommen sei. Zudem
hätten bei Schliessungen der Betreuungseinrichtungen oder beim Ausfall der
betreuenden Person andere externe Betreuungslösungen gefunden werden können. Die
Angehörigen seien also nicht gezwungen gewesen, die Betreuung auf Kosten ihrer
Erwerbstätigkeit zu übernehmen. Mit dem Covid-19-Gesetz bestehe zudem die
Grundlage dafür, dass der Bundesrat in späteren Wellen der Pandemie bei
Notwendigkeit eine Entschädigung einführen könne, so der Bundesrat weiter. 6

BERICHT
DATUM: 11.06.2021
MARLÈNE GERBER

1) Bericht BR vom 21.12.20; Medienmitteilung EJPD, SEM, BR vom 18.12.20
2) AB NR, 2021, S. 1249 f.; Bericht BR vom 5.3.21, S. 28 f.
3) SZ, 30.3.11.
4) Bericht BR vom 10.12.21; Medienmitteilung BR, EFD vom 10.12.21; Medienmitteilung FK-NR vom 18.2.22
5) BBl 2022 858 (S. 40)
6) Bericht BR vom 11.6.21
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